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Länderfinanzausgleich: Zeit für grundlegende Reformen!*

Der bundesstaatliche Finanzausgleich 
steht aktuell erneut in der Kritik. Bayern 
und Hessen haben Klage vor dem Bun
desverfassungsgericht eingereicht, weil 
sie sich durch das geltende System über
proportional stark belastet sehen; die 
Nehmerländer im Finanzausgleich wieder
um verweisen darauf, dass auch in Zu
kunft nur ein weitgehender Ausgleich von 
Einnahmeunterschieden die Erfüllung des 
grundgesetzlichen Gebots einer »Gleich
wertigkeit der Lebensverhältnisse« er
mögliche. Von Seiten der Wissenschaft 
wird der geltende Finanzausgleich vor al
lem deswegen als reformbedürftig ange
sehen, weil damit keine ausreichenden 
Anreize zur Erhöhung der Steuerkraft ei
nes Landes einhergehen. Generell wird 
zudem ein Mangel an Konsistenz und 
Transparenz des geltenden Ausgleichs
systems beklagt. 

Tatsächlich weist der bundesstaatliche 
Finanzausgleich in seiner heutigen Aus
gestaltung eine Vielzahl von Problemen 
auf.1 Dem Gesetzgeber war dies wohl 
auch durchaus bewusst, als er die Gel
tungsdauer des aktuellen Finanzaus
gleichsgesetzes (FAG) von vorneherein 
auf einen Zeitraum von 15 Jahren – bis 
zum 31. Dezember 2019 – beschränkte. 
Dies sollte Zeit geben, ein in sich schlüs
siges System zu konstruieren, das so
wohl die Interessen der Geber wie die 
der Nehmerländer im Finanzausgleich 
berücksichtigt als auch in sich »anreiz
kompatibel« ausgestaltet sein sollte. Seit
her ist freilich trotz zweier Föderalismus
reformkommissionen nichts geschehen; 
nach aktueller Planung soll in der jetzt 
beginnenden Legislaturperiode ein neuer 
Anlauf unternom men werden, die Bund 
LänderFinanzbeziehungen neu zu ge
stalten. Es steht jedoch zu befürchten, 
dass dabei Verteilungsinteressen die 
Oberhand gegenüber Rationalitätsüber
legungen behalten. Umso wichtiger ist 
es, dass die Wissenschaft sich einmischt 
und Vorschläge unterbreitet, wie die bun
desstaatliche Finanzverfassung (von der 
der Finanzausgleich ein wichtiger Be
standteil ist) künftig ausgestaltet werden 
könnte.

 1 Eine kritische Darstellung der Funktionsweise des 
geltenden Finanzausgleichs findet sich z.B. bei 
Fehr und Tröger (2002) oder bei Ragnitz (2013). 

Das empirische Bild

Dass es eines Ausgleichssystems bedarf, 
das eine Annäherung unterschiedlicher ho
her Steuereinnahmen zwischen den einzel
nen Ländern bewirkt, ist angesichts der 
regional stark divergierenden Steuerkraft 
wohl unstrittig, denn das Niveau der (not
wendigen) ProKopfAusgaben dürfte in 
den einzelnen Ländern (außer Stadtstaa
ten) zumindest annähernd gleich hoch 
sein. So liegt die originäre Steuerkraft (je 
Einwohner gerechnet und bei Verteilung 
der Umsatzsteuer nach Köpfen) in den ost
deutschen Bundesländern bei weniger als 
70% des gesamtdeutschen Durchschnitts, 
während es in den Geberländern im Finan
zausgleich (aktuell: Hessen, BadenWürt
temberg, Bayern und Hamburg) mehr als 
110% sind. Gäbe es keinen Ausgleichsme
chanismus, so müssten die ärmeren Län
der auch ihre Ausgaben entsprechend re
duzieren – mit negativen Folgen nicht nur 
für die Bereitstellung öffentlicher Güter, 
sondern auch für die Finanzierung von So
zialleistungen und Maßnahmen der Wirt
schaftsförderung. Die »Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse« (Art. 106 Abs. 3 GG 
spricht mit Bezug auf die vertikale Steuer
verteilung sogar von »Einheitlichkeit«) wäre 
insoweit eklatant verletzt. Dies gilt umso 
mehr, als dass auch die von den Ländern 
und ihren Kommunen zu tragenden Sozi
alausgaben, wie auch die von Bund und 
Ländern gemeinschaftlich finanzierten Aus
gaben im Rahmen der regionalen Wirt
schaftspolitik tendenziell eher in finanz
schwachen Ländern anfallen und damit die 
verbleibenden Ausgabenspielräume zu
sätzlich reduzieren. 

Wie stark der geltende Finanzausgleich 
die unterschiedliche Finanzkraft der Län
der ausgleicht, wird in Abbildung 1 deut
lich: Selbst Länder mit einer sehr niedri
gen originären Finanzkraft erreichen nach 
Abschluss aller Ausgleichsmaßnahmen 
eine Finanzkraft von rund 98,5% des Län

Joachim Ragnitz**

  * Der vorliegende Beitrag basiert auf dem Vortrag 
»Wie funktioniert eigentlich der Finanzausgleich? 
Defizite und Reformoptionen« anlässlich der Ta
gung »Reformoptionen des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs« zum 20jährigen Jubiläum der 
Niederlassung Dresden des ifo Instituts am 
9. Oktober 2013.

 ** Prof. Dr. Joachim Ragnitz ist Stellvertretender 
Leiter der ifo Niederlassung Dresden.
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derdurchschnitts (der sogenannten Ausgleichsmesszahl). 
Bei einer originären Finanzkraft von 120% des Länderdurch
schnitts würde hingegen nach Finanzausgleich lediglich 
noch eine Finanzkraft von rund 112% verbleiben. Die starke 
Nivellierungswirkung insbesondere bei niedriger Finanzkraft 
ist dabei das eigentliche Ziel des Ausgleichs – die (allerdings 
weniger starke) Abschöpfung bei den finanzstarken Ländern 
hingegen unvermeidbare Nebenwirkung eines Systems, das 
in seinem Kern auf eine Umverteilung des Steueraufkom
mens zwischen den Ländern abzielt.

Der aus wissenschaftlicher Sicht bedeutsamste Kritikpunkt 
am gegenwärtigen Finanzausgleich ist, dass infolge der ho
hen Nivellierungswirkung insbesondere für die finanzschwä
cheren Länder nur ein geringer Anreiz besteht, das eigene 
Steueraufkommen zu steigern: Während die Kosten für 
wachstumsfördernde Maßnahmen im Wesentlichen von den 
jeweiligen Ländern selbst zu tragen sind, mindern die daraus 
resultierenden Steuermehreinnahmen die Zuweisungen im 

Finanzausgleich, so dass per saldo nur eine 
geringe Steigerung der verbleibenden Ein
nahmen resultiert. Umgekehrt werden Steu
ermehreinnahmen bei den finanzstarken 
Ländern zu einem nicht unbe trächtlichen 
Teil dadurch abgeschöpft, dass sie Zuwei
sungen an die finanzschwächeren Länder 
zu zahlen haben. Auch wenn man einwen
den mag, dass bei wirtschaftspolitischen 
Entscheidungen nicht unbedingt deren fis
kalische Auswirkungen im Vordergrund ste
hen, ist die ungenügende Anreiz kom pa ti bi
lität des Finanzausgleichs doch nicht zu 
übersehen. 

Die Anreizwirkungen lassen sich anhand der 
Verbleibsquote zusätzlicher Steuereinnah
men verdeutlichen.2 Betrachtet man diese 
(für Landes und kommunale Ebene ge
meinsam3) in Abhängigkeit von der Steuer
kraft, so ergibt sich der in Abbildung 2 ge
zeigte Verlauf (hier dargestellt am Beispiel 
Sachsens sowie mit Bezug auf die Einkom
mensteuer): Bei niedrigerer Steuerkraft4 liegt 
die Verbleibsquote in etwa konstant bei ei
nem Wert von weniger als 10% und erhöht 
sich dann bei einer Steuerkraft von mehr als 
93% des Länderdurchschnitts sukzessive 
auf rund ein Drittel. Bei einer über dem 
Durchschnitt liegenden Steuerkraft hinge
gen reduziert sich die Verbleibsquote zu
nächst von 35% auf rund 20%, steigt dann 
aber bei einer Steuerkraft von mehr als 
120% des Länderdurchschnitts wieder 
leicht an. Die Anreize, ihre eigenen Steuer
einnahmen zu erhöhen, sind somit in Ab
hängigkeit von der jeweiligen Steuerkraft 

höchst unterschiedlich und insbesondere nicht symmetrisch 
verteilt. Darüber hinaus steigt die Verbleibsquote auch mit 
der Einwohnerzahl des jeweiligen Landes an. 

Ein wesentlicher Grund für dieses Ergebnis ist, dass im bun
desstaatlichen Finanzausgleich – genauer beim Umsatzsteu
ervorwegausgleich, beim horizontalen Finanzausgleich zwi
schen den Ländern und bei den ergänzenden Zuweisungen 

 2 Andere Autoren betrachten stattdessen die Abschöpfungsquote; beide 
Betrachtungsweisen sind im Ergebnis deckungsgleich. 

 3 Die Aufteilung eines gegebenen Steueraufkommens zwischen Land und 
Kommune ist Aufgabe des länderspezifischen kommunalen Finanzaus
gleichs und deswegen für die hier im Vordergrund stehende Betrachtung 
irrelevant. Da die Länder zudem formaljuristisch für die Gewährleistung 
einer angemessenen Finanzausstattung ihrer Kommunen verantwortlich 
sind, ist es auch nicht sinnvoll, Verbleibs und Abschöpfungsquoten 
lediglich für den Landeshaushalt zu betrachten, wie es häufig geschieht. 

 4 Zu beachten ist, dass die Wirkungsweise des Finanzausgleichs hier mit 
Blick auf die Steuerkraft, nicht auf die dem Regelwerk zugrunde liegende 
Finanzkraft dargestellt ist. Wesentlicher Unterschied ist, dass bei der 
Ermittlung der Finanzkraft die Gemeindesteuern nur zu 64% eingerech
net werden, was die finanzschwächeren Länder zusätzlich benachteiligt.
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des Bundes an finanzschwache Länder – unterschiedliche 
Definitionen und Tarifverläufe angewandt werden.5 Insbeson
dere der Tarifverlauf beim Umsatzsteuervorwegausgleich ist 
dabei als anreizschädlich einzuordnen, zumal dieser am 
stärksten zur Nivellierung von Steuerkraftunterschieden bei
trägt. Hieraus folgt, dass bei einer anstehenden Reform des 
bundesstaatlichen Finanzausgleichs nicht allein der horizon
tale Länderfinanzausgleich i.e.S. einbezogen werden darf, 
sondern ebenso auch der vorgelagerte Umsatzsteuervor
wegausgleich und die nachgelagerten allgemeinen Bun
desergänzungszuweisungen zu berücksichtigen sind, da al
le diese Stufen aufeinander aufbauen und die Ergebnisse der 
jeweils vorangehenden Stufe die Verteilungsmechanismen 
auf der nächsthöheren Stufe mitbestimmen. 

Leider geben die Erfahrungen mit früheren Anläufen zur Re
form der BundLänderFinanzbeziehung wenig Anlass zur 
Hoffnung, dass die anstehenden Verhandlungen um ein neu
es Finanzausgleichssystem tatsächlich zu einer grundlegen
den Neugestaltung führen werden. Eher besteht die Gefahr, 
dass es lediglich zu marginalen Veränderungen bei einzelnen 
Regelungen kommt, die die grundlegenden Schwächen des 
geltenden Systems nicht beseitigen können. Hierfür spricht 
vor allem, dass den Gewinnen einer Gruppe (Geber oder 
Nehmerländer) gleich hohe Verluste der jeweils anderen 
Gruppe gegenüberstehen, solange sich das insgesamt für 
die Verteilung zur Verfügung stehende Steueraufkommen 
nicht erhöht. In der Vergangenheit wurde dieses Dilemma 
zumeist dadurch gelöst, dass der Bund auf Steueranteile 
verzichtet hat (wobei er sich diesen Verzicht häufig genug 
durch Zugeständnisse der Länder in anderen Politikfeldern 
hat abkaufen lassen); der Rationalität des Gesamtsystems 
war diese Vorgehensweise jedoch nicht unbedingt dienlich. 
Ob der Bund hierzu nochmals bereit ist, muss jedoch frag
lich erscheinen, da die absehbare demographische Entwick
lung in der Tendenz zu zusätzlichen Ausgabenbelastungen 
des Bundes (und der Sozialversicherungen) führen wird, 
während Länder (und ihre Kommunen) hierdurch entlastet 
werden.6 Es stellt sich daher die Frage, ob über andere Me
chanismen Mehreinnahmen für die Ländergesamtheit ge
neriert werden können, die notwendig sind, um eine Mehr
heit für eine Reform zu gewinnen, die diesen Namen wirklich 
verdient. 

Eine mögliche Reform: Vertikaler Steuerverbund 
statt horizontalem Finanzausgleich

Am ehesten lässt sich das Steueraufkommen erhöhen, 
wenn die Anreize für die Länder verstärkt werden, ihre eige
nen Steuereinnahmen auszuweiten. Nur folgerichtig setzen 

 5 Bundesergänzungszuweisungen zur Berücksichtigung von Sonderbe
darfen (§ 11 Abs. 3ff FAG) sind hier unberücksichtigt.

 6 Grund hierfür ist, dass die Ausgaben der Länder eher »jugendlastig« (Bil
dungsausgaben) sind, während die Ausgaben des bundes eher »alten
lastig« sind (vgl. z.B. Seitz 2008).

daher prominente Vorschläge für eine Reform des Finanz
ausgleichssystems vor allem dar auf, den Wettbewerb zwi
schen den Ländern zu erhöhen, indem ihnen bei verringer
ter Ausgleichsintensität im Finanz ausgleich eine höhere 
Autonomie bei der Erhebung eigener Steuern zugesprochen 
werden soll.7 Auch wenn derartige Vorstellungen eines ver
stärkten Fiskalföderalismus (der sich dann auch auf der Aus
gabenseite des öffentlichen Budgets fortsetzen müsste) 
manchen Charme aufweisen, erscheint ihre Durchsetzbar
keit vor dem Hintergrund der die deutsche politische Kultur 
prägenden Vorstellung bundesweit einheitlicher (oder zu
mindest gleichwertiger) Lebensverhältnisse eher gering. Hin
zu kommt, dass ein verstärkter (Steuer)Wettbewerb in der 
Tendenz die reichen Länder begünstigt, da diese sich im 
Zweifel eher niedrige Zuschlagssätze »leisten« können und 
auf diese Weise einen zusätzlichen Standortvorteil generie
ren können. Dies würde die wirtschaftliche Divergenz zwi
schen den Bundesländern (und damit die Unterschiede bei 
den Steuereinnahmen) sogar noch erhöhen und wäre inso
weit kontraproduktiv. Hier wird deshalb für einen grundsätz
lich anderen Ansatz plädiert, nämlich für einen weitgehenden 
Ersatz der horizontalen Steuerverteilung durch eine vertika
le Steuerzuteilung. 

Bislang weisen die Länder nur äußerst geringe Gestaltungs
möglichkeiten in der Steuerpolitik auf, weil der Gesetzgeber 
einen steuerlichen Wettbewerb zwischen den Bundeslän
dern nach Möglichkeit verhindern wollte. Sowohl bei den 
Gemeinschaftsteuern als auch bei den meisten Ländersteu
ern sind die Bestimmungen zur Ermittlung von Bemessungs
grundlage und Steuersatz deshalb durch Bundesgesetz fest
gelegt. Lediglich die Sätze bei der Grunderwerb steuer sind 
länderseitig beeinflussbar; das Aufkommen dieser Steuer ist 
jedoch, gemessen an den gesamten Steuereinnahmen der 
Länder, mit rund 3,2% äußerst gering. Zudem wird ihnen mit 
Inkrafttreten der grundgesetzlich fixierten Schuldenbremse 
die Möglichkeit genommen, mittels Kreditaufnahme ihre Ein
nahmesituation zu verbessern.8 Auf Seiten der Gemeinden 
sind die Gestaltungsspielräume zwar höher, aber auch hier 
gibt es Vorgaben des Bundes. Schließlich ist der Finanzaus
gleich so angelegt, dass eigene steuerliche Kompetenzen 
von Ländern und/oder Gemeinden im Ergebnis irrelevant 
wären, da letzten Endes ohnehin eine weitgehende Nivellie
rung erfolgt. Insoweit gibt es keinen überzeugenden Grund, 
an der Fiktion »eigener« Steuereinnahmen der Länder fest
zuhalten. Vielmehr sind die Länder einnahmeseitig nahezu 
ausschließlich von bundesgesetzlicher Vorgabe abhängig 
(die freilich über den Bundesrat unter Mitwirkung der Länder 
entstanden ist) und haben lediglich über ihre (beschränkten) 
Möglichkeiten zur Beeinflussung der Steuerbasis (also pri
mär: dem regionalen Bruttoinlandsprodukt) einen Einfluss auf 

 7 Vgl. z.B. Fuest und Thöne (2009) oder auch Feld, Kube und Schnellen
bach (2013).

 8 Gleichzeitig ist auch auf der Ausgabenseite nur eine eingeschränkte 
Autonomie vorhanden, da ein erheblicher Teil der von den Ländern zu 
erfüllenden Aufgaben durch Bundesgesetzgebung in Umfang und Form 
vorgegeben ist. 
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die Höhe ihrer Steuereinnahmen. Es scheint daher angemes
sen, auch die Finanzverfassung diesen Realitäten anzupas
sen, indem auf die Illusion einnahmeseitiger Eigenständigkeit 
der Länder gleich ganz verzichtet wird. 

Mit anderen Worten: Gegenüber dem heutigen Zustand wä
re nicht viel verloren, wenn sämtliche Gemeinschaftsteuern 
sowie die Ländersteuern zentral vom Bund vereinnahmt wür
den und anschließend nach Kriterien auf die einzelnen Län
der verteilt werden, die eine bedarfsorientierte Aufgabener
füllung ermöglichen. Im Zweifel wird dies wiederum vor allem 
die Einwohnerzahl sein. Die höheren Bedarfe der Stadtstaa
ten infolge der Bereitstellung von Leistungen für das Umland 
können darüber hinaus durch Aufschläge (bzw. durch eine 
modifizierte Einwohnerwertung) berücksichtigt werden. 

Eine rein einwohnerorientierte Verteilung des Steueraufkom
mens würde freilich die Anreize zur Erhöhung der eigenen 
Steuereinnahmen gänzlich beseitigen und zu einer vollstän
digen Nivellierung der Steuerkraft (je Einwohner) führen. Um 
dies zu verhindern, sollte daher zusätzlich auch das jewei
lige Bruttoinlandsprodukt eines Landes bei der Steuerver
teilung berücksichtigt werden. Da das Bruttoinlandsprodukt 
quasi die »Steuerbasis« der Steuereinnahmen darstellt, wür
de diese Modifikation dazu führen, dass wirtschaftlich er
folgreiche Länder wie im heutigen System »belohnt« würden. 
Der augenscheinliche Vorteil gegenüber dem geltenden Re
gelwerk läge jedoch darin, dass die komplizierte und wenig 
transparente Ermittlung von eigenem Steueraufkommen und 
anschließender Umverteilung entfallen würde.9 

Wie eine solche grundlegende Veränderung der bundes
deutschen Finanzverfassung konkret ausgestaltet werden 
kann, muss natürlich politischen Verhandlungen zwischen 
Bund und Ländern vorbehalten bleiben. Dabei ist insbeson
dere darüber zu befinden, mit welchen Gewichtungsfaktoren 
die beiden genannten Indikatoren in die neue Verteilungsre
gel für die öffentlichen Einnahmen zwischen den Ländern 
eingehen sollen und wie hoch die zusätzlichen Bedarfe der 
Stadtstaaten sind.10 Darüber hinaus wäre die Frage zu the
matisieren, inwieweit weitere Bedarfsindikatoren – vorge
schlagen werden zum Beispiel die Zahl der Arbeitslosen, die 
Bevölkerungsdichte oder die demographische Entwick
lung11 – einbezogen werden sollten. 

  9 Tatsächlich ist dieser Vorschlag nicht wirklich neu; er fand sich bereits 
im Abschlussbericht der Kommission für die Finanzreform (TrögerKom
mission) (1966) und wurde in jüngerer Zeit beispielsweise in ähnlicher 
Weise auch von van Suntum und Hafemann (2007) und Sarrazin (2007) 
propagiert. 

 10 Die derzeitige Einwohnerveredelung für die Stadtstaaten in Höhe von 
135% erfährt ihre Legitimation durch ein Gutachten des BBR (vgl. Eltges 
et. al. (2001)), das jedoch auf inzwischen veralteten Daten beruht und des
wegen für die Bestimmung eines angemessenen Zuschlags für die Stadt
staaten in den Jahren ab 2020 nicht mehr herangezogen werden kann.

 11 Vgl. hierzu z.B. Behnke (2012). Der BehnkeVorschlag beinhaltet in sei
nem Kern eine Abschaffung des horizontalen Finanzausgleichs und eine 
Verteilung des Umsatzsteueranteils der Länder nach den genannten Fak
toren. Die übrigen Gemeinschaftsteuern sollen hingegen weiterhin nach 
örtlichem Aufkommen zugewiesen werden, was grob einer Verteilung 
nach dem BIPAnteil der einzelnen Länder entspricht. 

Um das System möglichst einfach zu halten, wird hier jedoch 
für eine Verteilungsregel plädiert, die lediglich Bruttoinlands
produkt Y und Einwohnerzahl E berücksichtigt. Mit einem 
Gewichtungsfaktor α für den Einwohneranteil 
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te Vi auf

Die Verbleibsquote ist somit lediglich von der Einwohnerzahl 
und dem Gewichtungsfaktor α abhängig – nicht aber von 
der aktuellen Finanzkraft wie im geltenden System. Der An
reiz zur Steigerung der jeweiligen regionalen Wirtschaftskraft 
ist damit bei gegebener Einwohnerzahl für finanzschwache 
Länder genauso groß wie für finanzstarke Länder, was ge
genüber dem heutigen Regelwerk ganz offenkundig eine 
Verbesserung darstellt.

Aussicht auf Umsetzung im politischen Prozess hat eine Lö
sung, wie hier skizziert, freilich nur dann, wenn zumindest zu 
Beginn jedes Land in etwa die gleiche Finanzausstattung 
erhält wie heute. Rechnungen mit unterschiedlichen Werten 
für die relevanten Parameter (Ge wicht ungs faktor, Stadtstaa
tenzuschlag) zeigen, dass dies erreicht werden kann, wenn 
Einwohneranteil und BIPAnteil im Verhältnis 9:1 in die Ver
teilungsregel eingehen und die Stadtstaaten jeweils einen 
Zuschlag von 800 Euro je Einwohner an zusätzlichen Mitteln 
erhalten (vgl. Abb. 3). Zudem wurde für die Berechnungen 
angenommen, dass die bisherigen Allgemeinen Bundeser
gänzungszuweisungen künftig ausschließlich an Länder mit 
einer unterproportionalen kommunalen Finanzkraft ausge
schüttet werden. Lediglich Berlin hätte in diesem Fall größe
re Einbußen (in Höhe von rund 3% der bisherigen Einnahmen) 
zu verzeichnen; in allen anderen Ländern würde hingegen in 
etwa das bisherige Einnahmeniveau erreicht.12 

Fazit

Es ist inzwischen weitgehend anerkannt, dass der geltende 
Finanzausgleich reformbedürftig ist – immerhin wurden die 
grundlegenden Verteilungsprinzipien in ihrem Kern bereits 
1969 beschlossen und seither lediglich im Detail angepasst. 

 12 Man könnte einwenden, dass die implizite Verbleibsquote zusätzlicher 
Steuereinnahmen je nach Einwohnerzahl für die meisten Länder nur zwi
schen 10% und 15% liegt. Insoweit scheinen die Anreize zur Erhöhung 
der eigenen Steuereinnahmen auch in diesem Reformvorschlag nicht 
besonders hoch. Ein Vergleich mit den Verbleibsquoten im geltenden 
Finanzausgleichssystem zeigt jedoch, dass gerade den finanzschwa
chen Ländern im reformierten System ein deutlich höherer Anteil der von 
ihnen generierten Mehreinnahmen verbliebe. Insoweit kann auch dieser 
Einwand nicht wirklich überzeugen.
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Die infolge des Auslaufens des Finanzausgleichsgesetzes 
anstehenden Neuverhandlungen um die BundLänderFi
nanzbeziehungen bieten die einmalige Chance, jetzt ein in 
sich konsistentes System zu beschließen, das sowohl die 
Interessen von Geber und Nehmerländern berücksichtigt 
als auch gravierende Konstruktionsfehler des geltenden Re
gelwerks beseitigt. 

Es gibt inzwischen eine Reihe von durchaus prominenten 
Vorschlägen zur Ausgestaltung des bundesstaatlichen Fi
nanzausgleichs ab dem Jahr 2020. In diesem Beitrag wird 
für einen Ersatz des horizontalen Ausgleichssystems durch 
ein vertikales Zuteilungssystem plädiert. Alle Vorschläge, so 
unterschiedlich sie auch sind, sind geeignet, die Anreizkom
patibilität der bundesstaatlichen Finanzbeziehungen zu er
höhen, ohne zumindest in der Ausgangslage zu einer über
mäßigen Verschlechterung der Finanzsituation einzelner 
Länder zu führen. Welche dieser Lösungen gewählt wird, ist 
eine Frage, die nur von der Politik beantwortet werden kann; 
die schlechteste Lösung wäre es jedoch, das gegenwärtige 
System mit nur leichten Modifikationen fortzuführen. Es wä
re daher zu wünschen, dass eine große Koalition auch großen 
Mut für große Reformen aufbringt. 
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Quelle: Bundesministerium der Finanzen; Berechnungen des ifo Instituts.
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